
Am Nicolaiplatz von Brandenburg/Havel 
ermordeten die Faschisten 9000 Patien-
ten. Lernbehinderte führen heute durch 
die Gedenkstätte und wirkten an einer 
barrierearmen Internetseite über die  
Geschichte des Ortes mit.

ANDREAS FRITSCHE

»Das Beste daran, hier Guide zu sein? Ich 
kann den Leuten, den Gästen, aus meiner 
Sicht erklären, wieso Behinderte damals er-
mordet wurden. Viele wissen das gar nicht 
und ich kann ihnen das sagen«, erklärt Lutz 
Albrecht. »Ein anderer würde das auch kön-
nen, aber das wird dann mehr ausgeweitet 
und so und ich sage das immer gleich auf 
den Punkt genau.«

Menschen mit Lernschwierigkeiten wie 
Lutz Albrecht arbeiten in Brandenburg/Ha-
vel in der Behinderten-Werkstatt der Lebens-
hilfe. Albrecht und seine Kollegen haben sich 
darüber hinaus von April bis Dezember 2016 
dafür ausbilden lassen, Besucher durch die 
Gedenkstätte für die Opfer der faschistischen 
Euthanasie-Morde am Nicolaiplatz der Stadt 
zu führen. Das englische Wort Guide bedeu-
tet auf Deutsch Führer, aber den Begriff wol-
len sie ganz bewusst nicht verwenden, um 
nicht an Adolf Hitler zu erinnern.

Von Januar bis Oktober 1940 erstickten 
die Faschisten im Alten Zuchthaus am Nico-
laiplatz mehr als 9000 Menschen mit Koh-
lenmonoxid – psychisch Kranke, geistig Be-
hinderte und jüdische Patienten. Dieses 
Verbrechen gilt als Auftakt zur Ermordung 
der Juden durch Giftgas, da die Verfahrens-
weise hier in Brandenburg/Havel an kranken, 
als »lebensunwert« eingestuften Menschen 
erprobt wurde. Es war eine von sechs Tö-
tungsanstalten der berüchtigten T4-Aktion, 
benannt nach der Dienststelle in der Tiergar-
tenstraße 4 in Berlin, wo der Mord an 70 000 
Patienten koordiniert wurde.

Was die von den Nazis benutzten Worte 
»minderwertig« und »lebensunwert« bedeu-
ten, erläutert Lutz Albrecht bei seinen Füh-
rungen in der Gedenkstätte. Für einen wie ihn 
hätten diese Worte damals den Tod bedeuten 
können. Die Stiftung Brandenburgische Ge-
denkstätten hat die Guides 2016 nicht nur ge-
schult, Besuchern laut und verständlich die 
am Nicolaiplatz verübten Verbrechen nahe-
zubringen. Gemeinsam mit den Guides wur-
de damals spezielles Material für die Führun-
gen entwickelt – und nun haben sie auch an 
der Erstellung einer barrierearmen Internet-
seite mitgewirkt. Hier wird die Geschichte der 
Tötungsanstalt in kurzen Sätzen und leicht 
verständlich erzählt. Wer des Lesens nicht 
mächtig ist, kann sich den Text per Maus-
klick vorlesen lassen. Außerdem gibt es Fo-
tos und Videos. In einem Video erzählen Lutz 
Albrecht und die anderen über ihre Tätigkeit 
als Guides, die ihnen trotz des schwierigen 
Themas Freude und Mut macht. So sagt eine 
Frau, sie habe dadurch mehr Selbstbewusst-
sein gewonnen.

Die barrierearme Internetseite »Geschich-
te inklusiv« ist jetzt vom Netzwerk »Design 
für Alle« mit einem Preis ausgezeichnet wor-
den, wie die Stiftung Brandenburgische Ge-
denkstätten mitteilte. Mit dem zum dritten 
Mal vergebenen »EDAD-Award« werden Pro-
jekte gewürdigt, die nicht nur durch ein her-
vorragendes Design überzeugen, sondern 
dabei auch für alle Menschen »zugänglich 

und gut nutzbar sind«, so die Stiftung. »Zu-
sammen mit allen Projekt-Beteiligten freuen 
wir uns sehr über diese Auszeichnung und 
die damit verbundene Wertschätzung unse-
res innovativen Online-Angebots«, sagt die 

stellvertretende Gedenkstättenleiterin Lisa 
Quaeschning. Man reagiere mit der Websei-
te »auf den hohen gesellschaftlichen Nachhol-
bedarf im Bereich der digitalen Teilhabe, die 
einen Schwerpunkt unserer Arbeit bildet«.

Verfügbar ist die Seite www.geschichte-in-
klusiv-sbg.de seit Anfang des Jahres. Erstellt 
wurde sie in Zusammenarbeit mit der Agen-
tur »Erdmännchen & Bär«, die auf derlei spe-
zialisiert ist, und mit finanzieller Unterstüt-
zung der Bundesbeauftragten für Kultur und 
Medien. Sehr eindrückliche Illustrationen 
lieferte Gianluca Sciliano. Er zeichnete bei-
spielsweise einen Mann im weißen Kittel, un-
verkennbar ein Arzt, der mit verbissenem Ge-
sichtsausdruck wie am Fließband Dokumente 
abzeichnet – sicher Befunde, die für seine Pa-
tienten ein Todesurteil waren. Die Illustration 
ist farbig und doch düster, nicht allein durch 
das angedeutete Hitlerbild an der Wand.

»Die National-Sozialisten haben im Alten 
Zuchthaus Menschen ermordet. Diese Men-
schen haben sie mit dem Bus nach Branden-
burg an der Havel gebracht. Am Alten Zucht-
haus war ein Tor. Durch dieses Tor sind die 
Busse in das Alte Zuchthaus gefahren. Elvira 
Hempel war damals ein 8 Jahre altes Kind. 
Sie hat in einer Heil- und Pflegeanstalt ge-
lebt. Dann hat man sie mit einem Bus in die 
Tötungs-Anstalt gebracht. Elvira hat überlebt. 
Nur 13 Kinder haben überlebt. Die National-
Sozialisten haben 885 Kinder und Jugendli-
che in der Tötungs-Anstalt umgebracht.« In 
diesem Stil wird auf der Internetseite erzählt, 
was 1940 am Nicolaiplatz geschah. »Die Bus-
se haben vor der Scheune angehalten. In der 
Scheune war eine Gas-Kammer. In einem an-
deren Teil von der Scheune waren Öfen.« Ein 
Arzt habe sich die Patienten angeschaut, sie 
aber nicht untersucht, sondern sich Todesur-
sachen wie Lungenentzündung und Herzin-
farkt ausgedacht. Dann seien die Menschen 
in der Gaskammer getötet und ihre Leichen 
in den Öfen verbrannt worden.

Es wird auch daran gedacht, wie das Er-
fahrene auf die Leser wirkt. »Vielleicht bist 
du jetzt traurig. Oder du hast Angst. Oder 
du bist wütend. Oder verzweifelt«, steht da. 
»Das geht vielen Menschen so. Deswegen fra-
gen sich viele Menschen: Warum soll ich mich 
mit den Euthanasie-Verbrechen beschäftigen? 
Dadurch werde ich traurig. Wir sagen: Es ist 
trotzdem wichtig, dass wir uns mit Euthana-
sie-Verbrechen beschäftigen.«

»Entsetzliche Dinge sind hier geschehen«, 
beklagte der damalige Landesbehindertenbe-
auftragte Jürgen Dusel, als er die Gedenk-
stätte 2018 besuchte und sich dort mit den 
Guides traf. »Die Behinderten müssen das 
erfahren, gerade heute, wo wieder versucht 
wird, Menschen auszugrenzen.«

5700 Besucher zählte die Gedenkstätte am 
Nicolaiplatz im vergangenen Jahr wieder. Das 
waren sogar 100 mehr als 2019, dem letzten 
Jahr vor Ausbruch der Corona-Pandemie und 
den damit verbundenen Einschränkungen. 
Ein solch erstaunlicher Zuwachs sei in einer 
Gedenkstätte sicher selten, meint Horst Sefe-
rens, Sprecher der Stiftung Brandenburgische 
Gedenkstätten, die auch die KZ-Gedenkstät-
ten Sachsenhausen und Ravensbrück sowie 
andere Erinnerungsorte im Bundesland be-
treut. Die Gedenkstätte für die Opfer der Eu-
thanasie-Morde wurde im Jahr 2012 in einem 
erhalten gebliebenen Wirtschaftsgebäude des 
Alten Zuchthauses eröffnet.

Gedenkstätte für die Opfer der Euthanasie-
Morde, Nicolaiplatz in Brandenburg/Havel, Do 
und Fr von 13 bis 17 Uhr, Sa und So von 10 bis 
17 Uhr. www.brandenburg-euthanasie-sbg.de

Barrierearme Internetseite der Euthanasie-Gedenkstätte in Brandenburg/Havel erhält Designpreis

Der Gedenkort zeigt auf Stelen Poträts der Euthanasie-Opfer.
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Naziverbrechen verständlich erklärt

Seit Jahren wird um ein Bauprojekt am 
Berliner Ernst-Thälmann-Park gestritten. 
Kurz vor der Wahl am 12. Februar tauch-
te ein heikles Transparent mit einer An-
schuldigung auf.

ANDREAS FRITSCHE

An der S-Bahn-Brücke der Greifswalder 
Straße in Berlin hängt wenige Tage vor der 
Wiederholungswahl am 12. Februar stadt-
auswärts sehr gut sichtbar ein langes Trans-
parent am Geländer. »Hier verhindert Die Lin-
ke Wohnungen für 2000 Pankower und eine 
Schule für 600 Kinder«, steht da. Und dies 
angeblich trotz eines anderslautenden Be-
schlusses der Bezirksverordnetenversamm-
lung (BVV) von Pankow von 2020 und eines 
Gerichtsurteils von 2018. Aber um das alles 
lesen zu können, muss man schon nah heran-
gehen. Denn nachdem das erste Transparent 
gestohlen wurde, hat irgendjemand bei dem 
zweiten die Worte »verhindert Die Linke« der-
art übersprüht, dass sie nur schemenhaft zu 
erkennen sind. Nun soll unter erhöhten Si-
cherheitsvorkehrungen ein drittes Transpa-
rent aufgehängt werden.

Um zu erfassen, worum es sich hier dreht, 
braucht es Hintergrundwissen. 2011 kauf-
te ein Investor den alten Güterbahnhof mit 
Grundstücken links und rechts der Brücke. 
Die schmale Straße, die neben den Gleisen 

der S-Bahn über die Brücke führt, gehört samt 
Brückengeländer dazu. Früher war die Stra-
ße freigegeben. Inzwischen ist sie gesperrt.

Der Investor möchte Häuser mit Woh-
nungen und Büros bauen, eins davon auf 
dem Parkplatz links der Brücke. Denn dort 
könnte ein Hochhaus wie im angrenzenden 
Ernst-Thälmann-Park zulässig sein und nicht 
bloß Zweigeschosser, auf die es auf dem al-
ten Güterbahnhof hinauslaufen könnte, so 
die Linkspartei. Der Parkplatz gehört jedoch 
dem Bezirk. Dieser müsste sich auf einen Flä-
chentausch mit dem Investor einlassen. Die 
Linke ist allerdings der Meinung, dass für die 
dringend benötigte Oberschule nicht unbe-
dingt eine größere Fläche von ihm gebraucht 
wird. Die Bildungsstätte könnte auch direkt 
auf dem Parkplatz entstehen. Nur für das 
Freigelände mit Sportplatz würde es knapp 
werden, erläutert am Montag die Linke-Be-
zirksvorsitzende Sandra Brunner.

»Der Wahrheitsgehalt geht aus unserer 
Sicht gegen null«, beschwert sich Maximili-
an Schirmer über das Transparent. Schirmer 
führt in einer Doppelspitze mit Maria Bigos 
die Linksfraktion in der BVV und sagt: »Wir 
können das nicht so einfach hinnehmen.« Sei-
ne Partei kontert jetzt mit zwei großflächi-
gen Wahlplakaten auf dem Mittelstreifen der 
Greifswalder Straße. »Keine miesen Deals mit 
Investoren. Nicht hier. Nirgends«, steht dar-

auf. Zwischen Asphaltpiste und Straßenbahn-
gleisen posieren Brunner, Schirmer und Bigos 
am Montag für Fotos vor einem der Plakate.

»Was wir hier brauchen ist eine Schule, ist 
Kultur, ist eine Grünfläche – keine Gewerbe-
türme«, sagt Schirmer. »Der Investor erpresst 
uns mit einer Schule, die wir vielleicht auch 
auf unseren eigenen Flächen bauen können.« 
Maria Bigos ergänzt, dieser Investor schaffe 
überhaupt keinen bezahlbaren Wohnraum. 
Es sei kein Geheimnis, dass er im Luxusseg-
ment tätig sei.

Gekauft habe der Investor seine Grundstü-
cke 2011, da waren sie noch als Bahngelän-
de gewidmet. Vor der Entwidmung hätte er 
darauf Eisenbahner spielen dürfen, aber kei-
ne Wohn- oder Gewerbeeinheiten errichten, 
erklärt der einstige Stadtentwicklungsstadt-
rat Michail Nelken (Linke). Wenn ihm das 
nun doch erlaubt werde, mache der Investor 
»das Geschäft seines Lebens«. Ein Bebauungs-
plan fehlt noch. Der soll aber aufgestellt wer-
den. Die über das Gebiet verhängte Verände-
rungssperre zu verlängern, hat sich die BVV 
im vergangenen Jahr geweigert. Gegen den 
Wunsch der Linksfraktion, die von einer ab-
soluten Mehrheit weit entfernt ist und Bau-
projekte im Bezirk im Alleingang schwer ver-
hindern kann.

»Seitdem hat der Investor eigentlich freie 
Bahn«, sagt Linksfraktionschefin Bigos über 

die gefallene Veränderungssperre. So weit 
würde ihr Fraktionskollege Fred Bordfeld 
aber nicht gehen. Freie Bahn bedeutet nach 
seinem Geschmack etwas anderes. Der Inves-
tor könnte immerhin jederzeit Bauanträge für 
seine Grundstücke stellen. Wenn er seine ein-
gereichten Pläne nicht genehmigt bekommt, 
könnte man sich vor Gericht wiederfinden.

Der Eigentümer selbst sagt, Die Linke habe 
seit fast zwölf Jahren jeglichen Wohnungs- 
und Schulbau an diesem Standort verhindert 
und versuche, die Bürger mit Falschaussagen 
zu täuschen. Ein Beschluss der BVV regele 
eindeutig, »was wie gebaut werden soll«. 
Auch das Verhältnis zwischen Wohnen, Ge-
werbe und Schule sei beschlossen. »Mit ih-
rer aggressiven Blockadehaltung zeigt die 
Linke sehr deutlich, dass sie mit einem de-
mokratisch legitimierten Mehrheitsbeschluss 
der BVV nicht zurechtkommt.« Ein Urteil des 
Verwaltungsgerichts gebe die Möglichkeit, 
»sofort unser Baurecht auszuüben«. Darauf 
habe man wohlwollend bis jetzt verzichtet, 
um auch eine Schule realisieren zu können. 
Der Eigentümer verweist außerdem darauf, 
dass sich Die Linke per Unterlassungserklä-
rung verpflichtete, nicht wieder zu behaup-
ten, es drohe »eine Bebauung durch einen 
zweifelhaften Investor mit Luxuswohnungen, 
Gewerbe und Hochhäusern«, wofür »Grünflä-
chen, Parkplätze und Kultur« weichen sollen.

Die Linke in Pankow kontert ein Eigentümer-Transparent mit zwei Großplakaten

Keine Deals mit Wohnungen und Schulen

	❚ BRANDENBURG

Elternräte schlagen Alarm 
wegen Lehrermangels
Cottbus.  Wegen Lehrermangels 
und schleppender Digitalisierung 
in Brandenburgs Schulen schlagen 
Elternräte Alarm. In einem offenen 
Brief an Ministerpräsident Dietmar 
Woidke (SPD) fordern fünf Kreis-
elternräte deshalb einen Runden 
Tisch. »Der Lehrermangel, die nur 
langsame Digitalisierung der Schulen 
und die durch verschiedene Studien 
festgestellten Lerndefizite stellen die 
Gesellschaft vor besondere Herausfor-
derungen. Nur wenn alle Beteiligten 
an einem Strang ziehen, lassen sich 
diese Probleme meistern«, heißt es in 
dem Brief der Kreiselternräte Spree-
Neiße, Cottbus, Elbe-Elster, Frankfurt 
(Oder) und Oberspreewald-Lausitz, 
über den die »Potsdamer Neuesten 
Nachrichten« zuerst berichteten. 
Nötig sei ein Gesellschaftsvertrag für 
den Bildungssektor, so die Elternver-
treter. Die Ergebnisse einer Bildungs-
studie, die seit Oktober 2022 vorlie-
gen, zeigen deutliche Rückgänge der 
Kompetenzen von Grundschülern. Die 
Elternräte kritisieren, das Ministe-
rium habe bis heute keine konkreten 
Maßnahmen vorgestellt, wie die 
Lerndefizite aufgeholt werden sollen. 
Thomas Röttger, Elternrat aus dem 
Kreis Spree-Neiße, sprach von einem 
»kollektiven Versagen der Bildungs-
politiker«. Der Lehrermangel sei seit 
Jahren bekannt. Geklärt werden müs-
se auch, warum trotz verschiedener 
seit 2019 aufgelegter Digitalpakte ein 
Großteil der Lehrer wegen rechtlicher 
Hürden keine adäquate Ausstattung 
mit Endgeräten erhalte. Zudem 
verfüge nur ein Drittel aller Schüler 
über ein schuleigenes Endgerät. Die 
Ausstattung der Schulen mit Laptops 
hat sich laut Bildungsministerium 
seit Beginn der Corona-Pandemie 
verbessert.  dpa/nd

Akten zu Nazi-Raubgut 
ausgewertet
Potsdam.  Forscher werteten Akten 
zum Verbleib in der Nazizeit ge-
raubter Kunst- und Kulturgüter aus. 
Anhand der Unterlagen lasse sich die 
ungeheuere Praxis des Unrechts und 
der Verfolgung von Jüdinnen und 
Juden nachvollziehen, sagte Kultur-
ministerin Manja Schüle (SPD) am 
Montag beim Besuch im Branden-
burgischen Landeshauptarchiv in 
Potsdam. Dort wurden die Informatio-
nen aus 42 000 Vermögensakten der 
Nazizeit digital zugänglich gemacht. 
Seit Montag stehen Daten online zur 
Verfügung. Der Bund förderte das Pro-
jekt seit 2019 mit rund 3,3 Millionen 
Euro. Das Vorhaben sollte ursprüng-
lich dieses Jahr auslaufen. Nun wurde 
angekündigt, dass die Arbeit bis 2026 
mit einer weiteren Fördermillion 
ermöglicht wird. Archivleiter Mario 
Glauert sagte: »Die Nationalsozialis-
ten verfügten über eine erschreckend 
effiziente Verwaltung, die die Entrech-
tung, Ermordung und Ausplünderung 
unzähliger Menschen mit ermöglicht 
hat. Das Landeshauptarchiv verwahrt 
Hunderte laufende Meter Schrift-
gut, die dieses Verwaltungshandeln, 
die Mittäterschaft am Schreibtisch, 
bezeugen.« Das Landeshauptarchiv 
konnte beispielsweise den Verbleib 
von Gemälden aus dem Besitz des 
jüdischen Verlegers Bruno Cassirer 
(1872–1941) ermitteln. Sie gehören 
heute zum Bestand der Staatlichen 
Museen Berlin.  dpa/nd

Elbe-Elster übernimmt 
Filiale der Erstaufnahme
Herzberg.  Der Kreis Elbe-Elster 
übernimmt vom Land Brandenburg 
die Erstaufnahmeeinrichtung in 
Doberlug-Kirchhain. Nach Auslaufen 
des Nutzungsvertrages sei nun eine 
Unterkunft für geflüchtete Personen 
in kommunaler Trägerschaft geplant, 
teilten Innenminister Michael Stübgen 
und Landrat Christian Jaschinski 
(beide CDU) am Montag mit. Wie alle 
Landkreise stehe auch Elbe-Elster vor 
der großen Herausforderung, den für 
dieses Jahr prognostizierten Zugang 
an Flüchtlingen zu bewältigen, erklär-
te Jaschinski. Alle bislang verfügbaren 
Unterbringungskapazitäten seien am 
Rande der Auslastung. Hier stünden 
nun weitere Plätze zur Verfügung. 
Die Kosten will er Kreis noch mit dem 
Land verhandeln. Der Standort ist 
Eigentum des Bundes. Am 30. Juni 
endet der Vertrag mit dem Land zur 
Nutzung als Erstaufnahme.  dpa/nd

	❚ 1790 wurde am Standort der späteren T4-
Tötungsanstalt in Brandenburg/Havel ein 
Landarmen- und Invalidenhaus für arme 
Einwohner und invalide Soldaten und ihre 
Familien eröffnet.

	❚ Ab 1810 wurden in dem Armenhaus auch 
Strafgefangene aus dem überfüllten Zuchthaus 
Spandau untergebracht.

	❚ 1820 wurde das Areal zu einem Zuchthaus für 
bis zu 600 Insassen umgebaut. Es erhielt dazu 
auch eine Gefängnismauer. In dem Zuchthaus 
mit Schlafsälen für je 60 Männer herrschten 
katastrophale hygienische Bedingungen.

	❚ Nach der Fertigstellung des modernen 
Zuchthauses in Brandenburg-Görden wurde 

das Alte Zuchthaus in der Innenstadt 1932 
geschlossen.

	❚ 1933 und Anfang 1934 diente das Zuchthaus 
als frühes Konzentrationslager.

	❚ 1940 benutzten die Faschisten das Areal zur 
Ermordnung von psychisch Kranken und 
geistig Behinderten. Zehn Prozent der rund 
9000 Opfer waren Juden.

	❚ Die T4-Aktion sollte geheim bleiben. 
Man wollte die Angehörigen über die 
tatsächliche Todesursache täuschen. Da die 
Aktion in Brandenburg/Havel aber doch 
für Aufmerksamkeit sorgte, wurde die 
Tötungsanstalt Ende 1940 nach Bernburg 
verlegt.  af

Der Weg zur Tötungsanstalt am Nicolaiplatz
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